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1.  Sachverhalt1 

A ist seit Frühsommer 
2006 bei der Straßenbau-
abteilung der Stadt H an-
gestellt und Vorarbeiter 
einer Kolonne, welcher 
auch die Mitarbeiter S, K 
und B angehören. Auch D 
ist beim städtischen Bau-
hof angestellt, jedoch in 
einer anderen Kolonne 
tätig. 

Im Februar 2006 be-
merkt A, dass die Mitar-
beiter S, K und B den D in 
ihrer Mittagspause in eine 
Friedhofskapelle drängen, 
wo sie ihm durch wuchtige 
Schläge auf den Oberkör-
per mittels eines Holz-
knüppels eine Rippenfraktur zufügen. 
Gleichgültig lassen S, K und B den 
durch die starken Schmerzen bewe-
gungsunfähigen D in der Friedhofska-
pelle zurück und begeben sich wieder 
zu ihrem Arbeitsplatz. A kümmert sich 
nicht weiter darum, dass D nach Ende 
der Mittagspause nicht wieder auf-
taucht. 

Anfang 2008 locken S und K den D 
zu einem zu dem Bauhof gehörenden 
Fahrzeug, um ihm einen vermeintlichen 
Schaden daran zu zeigen. Sie warten, 
bis er sich dem Fahrzeug genähert hat, 
packen ihn sodann von hinten und sto-
ßen seinen Kopf heftig auf die Motor-
haube. Auch dies bekommt A mit, 
bleibt jedoch wiederum untätig. 

Im Frühjahr 2008 schlagen S und K 
den D beim Beladen eines Fahrzeugs 

                                       
1  Wir haben den Sachverhalt der Entschei-

dung gekürzt und leicht verändert, um 
die Hauptprobleme deutlicher hervortre-
ten zu lassen. 

während der Arbeitszeit und unter An-
wesenheit des A aus Wut, dass D sich 
für eine berufliche Fortbildung ange-
meldet hat. 

Eine aktive Beteiligung kann A in 
keinem der Fälle nachgewiesen werden. 

Das Landgericht hat A in allen Fäl-
len vom Vorwurf einer Beihilfe durch 
Unterlassen mangels einer Garanten-
pflicht freigesprochen. Hiergegen legt 
die Staatsanwaltschaft Revision zum 
BGH ein. 
 
2. Probleme und bisheriger  

Meinungsstand 

Das zentrale Problem des Falles ist, ob 
sich aus der Stellung als Vorgesetzter 
eine Garantenpflicht zur Verhinderung 
von Straftaten im Betrieb ergibt. 
§ 13 StGB2 regelt die sog. unechten 
Unterlassungsdelikte. Danach macht 
sich derjenige strafbar, der rechtlich 

                                       
2  Die folgenden §§ ohne Gesetzesangabe 
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dafür einzustehen hat, dass ein zum 
Tatbestand eines Strafgesetzes gehö-
render Erfolg nicht eintritt, wenn er die-
sen Erfolg nicht abwendet. Vorausset-
zung für dieses Einstehenmüssen ist 
einerseits, dass der Täter eine Garan-
tenstellung innehat, aus der sich die 
Pflicht zur Verhinderung solcher Erfolge 
ergibt, andererseits, dass das Unterlas-
sen bei der Tatbestandsverwirklichung 
einem Tun entspricht.3 

Ob eine besondere Rechtspflicht 
zum Handeln, also eine Garantenpflicht, 
besteht, beurteilt sich wie folgt: Die 
einhellig von Literatur und Rechtspre-
chung vertretene Funktionenlehre4 un-
terscheidet zwei Gruppen von Garanten 
nach ihren unterschiedlichen Aufgaben: 
die Beschützergaranten und die Über-
wachungsgaranten. 

Dem Beschützergaranten obliegt 
eine Obhutspflicht für ein bestimmtes 
Rechtsgut, welches er vor von außen 
drohenden Gefahren beschützen muss. 
Diese Pflicht besteht aufgrund einer 
rechtlichen oder tatsächlichen Bindung 
zu dem Rechtsgut5, wie z.B. aus famili-
ärer Verbundenheit, aus enger persönli-
cher Lebensbeziehung, Gefahrenge-
meinschaft, aus Vertrag oder tatsächli-
cher Übernahme.6 So kann sich bei-
spielsweise eine Beschützergaranten-
pflicht des Arbeitgebers gegenüber sei-
nen Angestellten aufgrund des Arbeits-
vertrages gem. § 611 BGB ergeben. 

Der Überwachungsgarant ist 
demgegenüber für eine bestimmte Ge-
fahrenquelle verantwortlich. Seine Ga-
rantenpflicht ergibt sich nicht aus der 
Beziehung zu einem bestimmten 
Rechtsgut, vielmehr ist er der Allge-
meinheit gegenüber verpflichtet, sie vor 
Schädigungen, die von der Gefahren-

                                       
3  Joecks, Studienkommentar StGB, 9. Auf-

lage 2010, § 13 Rn. 3 ff. 
4  BGHSt 48, 77, 91; Kühl, JuS 2007, 497, 

500. 
5 Heinrich, Strafrecht AT II, 2. Auflage 

2009, Rn. 929; Rengier, Strafrecht AT, 
3. Auflage 2011, § 50 Rn. 4. 

6  Wessels/Beulke, Strafrecht AT, 41. Auf-
lage 2011, Rn. 718 ff. 

quelle ausgehen, zu schützen.7 Als Ge-
fahrenquellen kommen Sachen, aber 
auch Menschen, in Betracht.8 Eine 
Rechtspflicht zum Handeln folgt bei-
spielsweise aus Ingerenz, d.h. aus 
pflichtwidrigem Vorverhalten, aus der 
Schaffung von Gefahrenquellen, aus 
dem Inverkehrbringen gefährlicher Pro-
dukte oder aus Beaufsichtigungspflich-
ten gegenüber Dritten.9 

Bei der Beaufsichtigungspflicht 
gegenüber Dritten, die im vorliegen-
den Fall besonders relevant ist, geht es 
darum, inwieweit der Unterlassende für 
das Verhalten einer anderen Person 
einzustehen hat.10 Generell herrscht 
dabei der Grundsatz der Selbstverant-
wortung. Danach soll keine Garanten-
pflicht zur Verhütung von Straftaten 
anderer bestehen, weil jeder für seine 
Taten selbst verantwortlich ist.11 Etwas 
anderes kann sich indessen aus gewis-
sen Autoritäts- und Aufsichtsverhältnis-
sen ergeben. So haften Aufsichtsperso-
nen für nicht voll verantwortlich han-
delnde Personen, die ihnen unterstellt 
sind, z.B. Eltern für ihre minderjährigen 
Kinder12 oder das Anstaltspersonal für 
die dort untergebrachten Geisteskran-
ken.13 Umstritten ist hingegen, ob eine 
solche Garantenpflicht auch für voll 
verantwortlich handelnde Personen 
besteht. Die Überwachergarantenpflicht 
der Eltern für ihre Kinder soll jedenfalls 
mit der Volljährigkeit des Kindes en-
den.14 Auch bei Ehegatten kann sich 

                                       
7  Heinrich (Fn. 5), Rn. 952; Stree/Bosch, 

in Schönke/Schröder, Strafgesetzbuch 
Kommentar, 28. Auflage 2010,  § 13 
Rn. 11. 

8 Kindhäuser, Strafgesetzbuch Lehr- und 
Praxiskommentar, 4. Auflage 2010, § 13 
Rn. 44; Kühl, JuS 2007, 497, 502. 

9  Wessels/Beulke (Fn. 6), Rn. 722 ff. 
10  Rengier (Fn. 5), § 50 Rn. 62. 
11  OLG Celle NJW 2008, 1012, 1013; Ren-

gier (Fn. 5), § 50 Rn. 62; Roxin, Straf-
recht AT II, 2003, § 32 Rn. 126. 

12  BGH FamRZ 1958, 211, 212. 
13  BGHSt 49, 1; OLG Celle NJW 2008, 

1012, 1013. 
14  BGH FamRZ 1958, 211; Arzt, JA 1980, 

647, 652; Heinrich (Fn. 5), Rn. 970. 
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aufgrund der Selbstverantwortung kei-
ne Pflicht ergeben, die Straftaten des 
anderen Ehegatten zu verhindern.15 

Problematisch ist nun, ob der Be-
triebsinhaber für die Straftaten seiner 
untergeordneten Mitarbeiter zur Ver-
antwortung gezogen werden kann. Die 
in der Literatur herrschende Meinung 
bejaht eine solche Garantenpflicht des 
Betriebsinhabers.16 Die Rechtspflicht 
zum Handeln soll hierbei aus der Be-
fehlsgewalt der Leitungsperson folgen. 
Dies wird damit begründet, dass der 
Geschäftsherr durch entsprechende 
Anweisungen und Kontrollen die Mög-
lichkeit zur Verhinderung einer Straftat 
im Betrieb habe. Demzufolge hat der 
Geschäftsherr die Pflicht, betriebsbezo-
gene Straftaten seiner Untergebenen zu 
verhindern.17 Betriebsbezogen ist ei-
ne Tat, wenn ein spezifischer Bezug zu 
der betrieblichen Tätigkeit besteht.18 
Damit sollen zumindest Taten ausge-
schlossen werden, die nur bei Gelegen-
heit während der Tätigkeit im Betrieb 
begangen werden.19 Zu den betriebsbe-
zogenen Taten gehören z.B. Beste-
chungsdelikte oder Betrügereien ge-
genüber Kunden.20 Eine solche Überwa-
chungspflicht soll nach herrschender 
Meinung außerdem nicht nur für den 
Betriebsinhaber gelten, sondern auch 
für diejenigen Personen in einem Be-
trieb, denen ähnliche Aufgaben oder 
Aufsichtspflichten vom Geschäftsherren 
übertragen wurden,21 z.B. für Vorarbei-

                                       
15  Kühl, JuS 2007, 497, 500; Kretschmer, 

JURA 2006, 898, 902; Wessels/ Beulke 
(Fn. 6), Rn. 724. 

16  Roxin (Fn. 11), § 32 Rn. 134; Wohlers, 
in Nomos Kommentar zum Strafgesetz-
buch, 3. Auflage 2010, § 13 Rn. 53.  

17  Lackner/Kühl, Strafgesetzbuch Kommen-
tar, 27. Auflage 2011, § 13 Rn. 14; 
Heinrich (Fn. 5), Rn. 970. 

18  OLG Celle NJW 2005, 1816. 
19  Stree/Bosch, in Schönke/Schröder 

(Fn. 7), § 13 Rn. 53. 
20  Rengier (Fn. 5), § 50 Rn. 68. 
21  Stree/Bosch, in Schönke/Schröder 

(Fn. 7), § 13 Rn. 53; a.A. OLG Karlsruhe 
GA 1971, 281, 282 f.; Kindhäuser 
(Fn. 8), § 13 Rn. 44. 

ter oder Geschäftsführer. Gerade auch 
für sogenannte Compliance-Officer soll 
diese Pflicht bestehen.22 Compliance-
Officer sind Angestellte eines Betriebes, 
deren Aufgabengebiet die Verhinderung 
von Rechtsverstößen, insbesondere von 
Straftaten, die aus dem Unternehmen 
heraus begangen werden, ist.23  

Eine andere Meinung lehnt eine Ga-
rantenstellung des Geschäftsherrn strikt 
ab.24 Hauptargument dafür ist der die-
ser Pflicht entgegenstehende Grundsatz 
der Selbstverantwortung.25 Demnach 
unterstehen voll verantwortlich han-
delnde Arbeitnehmer keiner allgemei-
nen Überwachung durch den Vorgesetz-
ten. Weiterhin wird argumentiert, dass 
Ausnahmen von diesem Grundsatz aus-
drücklich im Gesetz normiert sein müs-
sen, wie dies z.B. in § 130 OWiG26 und 
§ 357 der Fall ist. Der Gesetzgeber ha-
be daneben jedoch keine weitere Aus-
nahme vorgesehen.27 

Sofern eine Garantenpflicht aus-
scheidet, kommt jedoch zumindest eine 
Strafbarkeit gemäß § 323c wegen un-
terlassener Hilfeleistung in Betracht. 

Wird indes eine Garantenpflicht we-
gen einer betriebsbezogenen Straftat 
bejaht, ist weiterhin zu prüfen, ob sich 
der Vorarbeiter als Mittäter oder Gehilfe 
strafbar gemacht hat.28 

                                       
22 BGHSt 54, 44; Warneke, NStZ 2010, 

312; a.A. Wessels/Beulke (Fn. 6), 
Rn. 724. 

23  BGH NJW 2009, 3173, 3175. 
24  Wessels/Beulke (Fn. 6), Rn. 724. 
25  Roxin (Fn. 11), § 32 Rn. 126. 
26  Gem. § 130 OWiG begeht der Betriebs-

inhaber eine Ordnungswidrigkeit, wenn 
er vorsätzlich oder fahrlässig Aufsichts-
maßnahmen unterlässt, die erforderlich 
wären, um Zuwiderhandlungen der Mit-
arbeiter zu verhindern. 

27  Rudolphi, Systematischer Kommentar 
zum StGB, Loseblattsammlung, Stand: 
März 2012, § 13 Rn. 35a; Wes-
sels/Beulke (Fn. 6), Rn. 724. 

28  Zu den verschiedenen Auffassungen sie-
he Joecks, in Münchener Kommentar 
zum StGB, 2. Auflage 2011, § 25 
Rn. 267 ff.; Wessels/Beulke (Fn. 6), 
Rn. 734. 
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3. Kernaussagen der Entscheidung 

Der BGH hebt das Urteil des Landge-
richts auf, bestätigt aber im Ergebnis, 
dass hier keine Strafbarkeit wegen ei-
nes unechten Unterlassungsdelikts vor-
liegt, weil der Angeklagte keine Garan-
tenstellung hatte. 29 

In der Begründung der Entschei-
dung wird zunächst ausgeführt, dass 
eine Beschützergarantenstellung ge-
genüber dem Opfer nicht bestand. Zwar 
sei eine arbeitsvertragliche Übertragung 
von Schutzpflichten grundsätzlich mög-
lich (§ 618 BGB), jedoch habe diese 
gegenüber dem Opfer nie bestanden, 
weil der Angeklagte zu keinem Zeit-
punkt dessen Vorgesetzter war.30 

Auch eine auf die Verhinderung von 
Straftaten untergeordneter Mitarbeiter 
gerichtete Überwachungsgaranten-
pflicht lehnen das Landgericht und der 
BGH einhellig ab. Zwar könne eine sol-
che Pflicht zur Überwachung und Ver-
hinderung von Straftaten untergeord-
neter Mitarbeiter den Vorgesetzten tref-
fen, jedoch lediglich dann, wenn es sich 
um betriebsbezogene Straftaten 
handelt. Umfasst sind somit nicht sol-
che Taten, die der Mitarbeiter lediglich 
bei Gelegenheit seiner Tätigkeit im Be-
trieb begeht. Das Merkmal der Be-
triebsbezogenheit definiert der BGH 
dahingehend, dass die Tat im inneren 
Zusammenhang mit der betrieblichen 
Tätigkeit stehen muss.31 

Weiterhin wird in der Entscheidung 
problematisiert, ob Mobbing unter das 
Merkmal der Betriebsbezogenheit fällt. 
Dies lehnt der BGH jedoch ab. Auch 
wenn die Betriebsbezogenheit von 
Mobbing in der Literatur32 teilweise be-
jaht wird, sei dies für Fälle wie den vor-
liegenden zu weit gefasst. Mobbing sei 
eine Gefahr, die in jedem Betrieb mit 
                                       
29  BGH NStZ 2012, 142, 143, Rn. 9. 
30  BGH NStZ 2012, 142, 143, Rn. 10 f. 
31  BGH NStZ 2012, 142, 143, Rn. 13. 
32 So etwa Mühe, Mobbing am Arbeitsplatz 

– Strafbarkeitsrisiko oder Strafbarkeits-
lücke?, 2006, S. 244 ff.; Wolmerath, 
Mobbing, 3. Auflage, S. 80. 

mehr als einem Mitarbeiter bestehe und 
keine einem bestimmten Betrieb anhaf-
tende Gefahr.33 

Eine Pflicht zur Verhinderung von 
Straftaten voll verantwortlich handeln-
der Mitarbeiter, die in keinem Zusam-
menhang mit der betrieblichen Tätigkeit 
stehen, sondern sich auch außerhalb 
des Betriebes genauso ereignen könn-
ten, bestehe somit nicht. Weder könne 
diese Pflicht mit dem auf dem Arbeits-
verhältnis beruhenden Weisungsrecht 
noch mit der Herrschaft über die „Ge-
fahrenquelle Betrieb“ begründet wer-
den. Die Haftung des Vorgesetzten 
müsse daher auf betriebsbezogene Ta-
ten beschränkt werden, da sonst seine 
Verantwortlichkeit überdehnt würde.34 

Genau wie das Landgericht schließt 
auch der BGH ferner eine Strafbarkeit 
des A gemäß § 357 aus. Die rechtswid-
rige Tat des Untergebenen müsse gem. 
§ 357 in Ausübung des Amtes, nicht 
lediglich bei Gelegenheit, begangen 
werden. Wie bereits dargestellt, fehlt 
auch hier der Zusammenhang zwischen 
den Handlungen und der betrieblichen 
Tätigkeit.35 

Auch wenn sich das Landgericht 
und der BGH bis hierhin einig waren, 
hebt der BGH das Urteil des Landge-
richts mit der Begründung auf, dass der 
Freispruch mangels einer Prüfung der 
unterlassenen Hilfeleistung gemäß 
§ 323c keinen Bestand habe. Eine 
Straftat Dritter komme jedenfalls als 
Unglücksfall im Sinne des § 323c in Be-
tracht.36 
 
4. Konsequenzen für Ausbildung  

und Praxis 

In dem Urteil konkretisiert der BGH die 
Haftung eines Vorarbeiters aufgrund 
einer Garantenpflicht gegenüber seinen 
ihm untergeordneten Mitarbeitern. Da-
für verwendet er erstmals das Kriterium 
der Betriebsbezogenheit einer Hand-
lung, welches dem StGB unbekannt ist. 
                                       
33  BGH NStZ 2012, 142, 143, Rn. 16 f. 
34  BGH NStZ 2012, 142, 143, Rn. 14. 
35  BGH NStZ 2012, 142, 144, Rn. 18. 
36  BGH NStZ 2012, 142, 144, Rn. 19 ff. 
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Dies hat insbesondere die Konse-
quenz, dass der Betriebsleiter sich bei 
betriebsbezogenen Taten durch be-
wusstes Wegsehen selbst strafbar ma-
chen kann. 
Ist in einem juristischen Gutachten das 
Einstehenmüssen eines Vorarbeiters für 
im Betrieb begangene strafbare Hand-
lungen nachgeordneter Mitarbeiter zu 
prüfen, so müssen im objektiven Tatbe-
stand insbesondere folgende Merkmale 
erörtert werden:37  

Zunächst muss geprüft werden, ob 
der Vorarbeiter eine Überwachungs-
pflicht gegenüber dem nachgeordene-
ten Mitarbeiter, der die strafbare Hand-
lung begangen hat, innehat. Zudem ist 
an eine Beschützerpflicht des Vorarbei-
ters hinsichtlich anderer nachgeordne-
ter Mitarbeiter zu denken. Herausgear-
beitet werden muss daher, ob sich die 
jeweils betroffenen Mitarbeiter im per-
sonellen Verantwortungsbereich 
des Vorarbeiters befinden. Des Weite-
ren ist zu erörtern, ob die strafbare 
Handlung des Mitarbeiters betrieblicher 
Natur ist, wobei der Begriff der Be-
triebsbezogenheit so sorgfältig wie 
möglich ausgelegt werden muss. 

Handelt es sich in dem zu prüfen-
den Fall um Mobbing, ist darzulegen, 
dass der BGH dieses Handeln nicht als 
betriebsbezogen qualifiziert.  

Wird die Garantenstellung des Vor-
arbeiters oder die Betriebsbezogenheit 
der strafbaren Handlung verneint, so 
muss der Vorgesetzte nicht rechtlich für 
die Taten seiner nachgeordneten Mitar-
beiter einstehen. Ein unechtes Unter-
lassungsdelikt ist folglich auszuschlie-
ßen. 

In einem Fall, in dem es um die 
mögliche Strafbarkeit eines Vorgesetz-
ten geht, sollte zudem die Verleitung 
eines Untergebenen zu einer Straftat 
gemäß § 357 geprüft werden. 

Weiterhin ist in der Prüfung zu be-
rücksichtigen, dass auch eine Strafbar-
keit gemäß § 323c in Betracht kommt. 
                                       
37 Allgemeines Prüfungsschema zum unech-

ten Unterlassungsdelikt siehe: Heinrich 
(Fn. 5), Rn. 881. 

Da es sich hierbei um ein echtes Unter-
lassungsdelikt handelt, ist eine Garan-
tenstellung nicht erforderlich. Vielmehr 
kann § 323c gegenüber Jedermann eine 
Strafbarkeit wegen unterlassener Hilfe-
leistung begründen. 
 
5. Kritik 

Der BGH stand bei diesem Urteil vor 
der Aufgabe, den Streit bezüglich der 
Garantenpflicht eines Vorarbeiters zur 
Verhinderung von Straftaten seiner ihm 
untergebenen Mitarbeiter zu entschei-
den, indem er die Garantenpflicht kon-
kretisiert. Dies ist ihm weitestgehend 
gelungen. 

Im Ergebnis ist es richtig, dass der 
BGH eine Garantenpflicht des Vorge-
setzten in bestimmten Fällen für mög-
lich hält. Zwar stellt er sich gegen den 
Grundsatz der Selbstverantwortung, 
was in diesem speziellen Fall jedoch 
nicht zu beanstanden ist. Man mag sich 
wohl zunächst fragen, warum ein Vor-
gesetzter für voll verantwortlich han-
delnde Personen haften soll, wenn ge-
rade diese Art der Haftung bei Eltern 
gegenüber ihren volljährigen Kindern 
und Ehegatten untereinander ausge-
schlossen ist.38 Für die Garantenpflicht 
des Vorgesetzten spricht allerdings, 
dass im Arbeitsverhältnis ein Über-
/Unterordnungsverhältnis zwischen 
dem Arbeitgeber oder dem Vorgesetz-
ten und dem Arbeitnehmer besteht, 
welchem sowohl Arbeitgeber als auch 
Arbeitnehmer bewusst durch Arbeits-
vertrag zugestimmt haben. Aufgrund 
dieses Verhältnisses ergeben sich für 
den Geschäftsherrn umfassendere Mög-
lichkeiten, solche betriebsbezogenen 
Handlungen zu überwachen und zu un-
terbinden. Daher ist es gerecht, dass 
eine weiterreichende Überwachungs-
pflicht des Vorgesetzten gegenüber sei-
nen ihm untergeordneten Mitarbeitern 
besteht.  

Hätte der Vorgesetzte keine Pflicht 
zur Überwachung, käme lediglich eine 
Strafbarkeit wegen unterlassener Hilfe-

                                       
38  Siehe oben unter Fn. 14, 15. 
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leistung gemäß § 323c in Betracht, die 
einen wesentlich geringeren Strafrah-
men39 als eine durch Unterlassen be-
gangene Beihilfe zur gefährlichen Kör-
perverletzung gemäß den §§ 223, 224, 
27 I, 13 I vorsieht. In Fällen, in denen 
kein Unglücksfall vorliegt und daher 
eine Strafbarkeit wegen unterlassener 
Hilfeleistung ausgeschlossen ist und 
auch § 357 nicht greift, bliebe das vor-
sätzliche Wegsehen des Betriebsleiters 
sogar straflos. Es erscheint jedoch nicht 
billig, einen Vorarbeiter, der weitrei-
chendere Möglichkeiten zur Verhinde-
rung solcher Straftaten hätte, ebenso 
mild zu bestrafen wie einen außenste-
henden Dritten oder eine Strafbarkeit 
sogar ganz entfallen zu lassen. Daher 
ist eine (schärfere) Bestrafung des Vor-
arbeiters zu bejahen. 

Aufgrund der durch die Garanten-
pflicht einschlägigen Strafnorm bzw. 
des höheren Strafrahmens, ist jedoch 
eine Einschränkung der Strafbarkeit auf 
bestimmte Fälle geboten. Diese ver-
sucht der BGH anhand des Kriteriums 
der Betriebsbezogenheit vorzunehmen.  

Hilfreich wäre hierfür eine umfas-
sendere Definition des Begriffs der Be-
triebsbezogenheit. Der BGH stellt auf 
einen inneren Zusammenhang zwischen 
der strafbaren Handlung und der be-
trieblichen Tätigkeit oder der Art des 
Betriebes ab. Er definiert jedoch nicht 
genau, was unter einem solchen Zu-
sammenhang zu verstehen ist. Um die 
Strafbarkeit des Vorarbeiters, welche 
für ihn einen weitreichenden Grund-
rechtseingriff wie einen möglichen Frei-
heitsentzug zur Folge hätte, genau um-
grenzen zu können, ist eine solch unbe-
stimmte Terminologie nicht ausrei-
chend. Mit der Aussage, dass zumindest 
nicht Taten, die nur bei Gelegenheit 
begangen werden, nicht erfasst werden 
können, lässt sich aber zumindest ne-
gativ erschließen, was mit einem inne-
ren Zusammenhang gemeint sein könn-
te. Ebenso behandelt auch das Zivil-
                                       
39 Strafrahmen gemäß § 323c: „Freiheits-

strafe bis zu einem Jahr oder Geldstra-
fe“. 

recht eine mögliche Haftung des Ge-
schäftsherren für seinen Verrichtungs-
gehilfen gemäß § 831 BGB. 40  

Weiterhin entscheidet der BGH, 
dass Mobbing innerhalb eines Betriebes 
einen solchen inneren Zusammenhang 
nicht aufweist. Hierbei stellt sich der 
BGH gegen die Auffassung des Gene-
ralbundesanwalts, der Mobbing als be-
triebsbezogene Tat anerkennt. Dieser 
begründet seine Meinung damit, dass 
sich mit dem Mobbing eine in der Be-
triebsgemeinschaft allgemein angelegte 
Gefahr verwirklichen würde.41 Hierge-
gen argumentiert der BGH zu Recht, 
dass Mobbing eine Gefahr sei, die in 
jedem Betrieb mit mehr als einem Mit-
arbeiter bestehe und somit keine dem 
konkreten Betrieb anhaftende Gefahr 
darstelle. Dem ist zuzustimmen, da ein 
solches Verständnis der Betriebsbezo-
genheit die Strafbarkeit enorm ausdeh-
nen würde. Aufgrund der Unbestimmt-
heit von § 13 ist eine restriktive Ausle-
gung gemäß Art. 103 II GG geboten. 
Würde man Mobbing als betriebsbezo-
gene Tat verstehen, würde man der 
gebotenen Restriktion nicht gerecht 
werden. Eine umfassendere Strafbar-
keit wäre folglich nicht verfassungskon-
form. 

Der Entscheidung des BGH kann 
somit insoweit zugestimmt werden, als 
eine Garantenstellung eines Vorarbei-
ters bestehen kann, diese jedoch auf 
betriebsbezogene Taten beschränkt 
werden muss. 
 
(Nerina Buchmann/ Franziska Ruft) 

                                       
40  Dafür spricht schon der Wortlaut „in Aus-

führung der Verrichtung“; BGHZ 11, 
151; Spindler, Beck’scher Online-
Kommentar BGB, Edition 23, Stand: 
01.03.2011, § 831 Rn. 21. 

41  BGH NStZ 2012, 142, 143, Rn. 16. 


